Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/1312 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Juni 1963 

7 — 80401 — 5221/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung 

(Fünftes Änderungsgesetz zum AVAVG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 257. Sitzung am 3. Mai 1963 gemäß 
Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Drude; Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Fünftes Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch das Kindergeldkassengesetz vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1001), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 95 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „9" durch die 
Zahl „12" ersetzt. 

2. § 143 f wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „in einer 
arbeiterrenten- und" ersetzt durch die Worte 
„als Arbeiter in einer". 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte ", für 
die Lohnzahlungspflicht besteht" gestrichen. 

3. § 143 g erhält folgende Fassung: 

„§ 143 g 

(1) Das Schlechtwettergeld wird für jeden 
Ausfalltag gewährt. Es bemißt sich je Ausfalltag 

1. nach dem Arbeitsentgelt, das der Ar- 
beitnehmer ohne den Arbeitsausfall in 
der Arbeitsstunde erzielt hätte (Stun- 
denlohn) und 

2. nach der Zahl der Arbeitsstunden, die 
der Arbeitnehmer am Ausfalltage 
regelmäßig betriebsüblich innerhalb 
der tariflichen wöchentlichen Arbeits- 
zeit geleistet hätte (Ausfallstunden). 

Die Zeit einer Beschäftigung nach § 143 e Abs. 3 
ist von den nach Satz 2 Nr. 2 maßgebenden Aus- 
fallstunden abzusetzen. 

(2) Bei Arbeitnehmern, die für den Ausfalltag 
ohne den Arbeitsausfall Leistungslohn (Akkord- 
lohn) erhalten würden, tritt an die Stelle des 
Stundenlohnes im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 
Nr. 1 

1. das Arbeitsentgelt, das der Arbeitneh- 
mer im letzten abgerechneten Lohnab- 
rechnungszeitraum mit Leistungslohn 
vor dem ersten Arbeitsausfall in der 


Schlechtwetterzeit durchschnittlich in 
der Arbeitsstunde erzielt hat, oder, 

2. sofern das Ende dieses Lohnabrech- 
nungszeitraumes mit Leistungslohn 
vor mehr als sechs Monaten vor dem 
ersten Arbeitsausfall in der Schlecht- 
wetterzeit liegt oder der Arbeitnehmer 
bisher noch keinen Leistungslohn im 
Betrieb erzielt hat, das Arbeitsentgelt, 
das Arbeitnehmer des Betriebes im 
Leistungslohn bei gleichartiger Arbeit 
in der Arbeitsstunde zu erzielen pfle- 
gen. 

Einmalige Zuwendungen bleiben außer Betracht. 
Änderungen der Berechnungsgrundlage des 
Leistungslohns, die nach dem Ende des Lohnab- 
rechnungszeitraumes im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 
eingetreten sind, sind zu berücksichtigen. 

(3) Das Schlechtwettergeld wird nach vier 
Leistungsgruppen gewährt. Es richtet sich bei 
Arbeitnehmern der Leistungsgruppe I nach der 
dem Gesetz beigefügten Tabelle und erhöht sich 
bei Arbeitnehmern der Leistungsgruppen II bis IV 
je Ausfallstunde im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 
Nr. 2 um den Betrag, der sich ergibt, wenn in 
der Leistungsgruppe II der einfache, in der Lei- 
stungsgruppe III der zweifache und in der Lei- 
stungsgruppe IV der dreifache Familienzuschlag 
nach § 90 Abs. 10 Satz 2 durch die Zahl der 
Arbeitsstunden geteilt wird, die der Arbeitneh- 
mer ohne den Arbeitsausfall regelmäßig be- 
triebsüblich innerhalb der tariflichen wöchent- 
lichen Arbeitszeit geleistet hätte. 

(4) Einkommen, das der Arbeitnehmer aus 
einer unselbständigen oder selbständigen Tätig- 
keit am Ausfalltage erzielt oder für den Aus- 
falltag zu beanspruchen hat, ist auf das Schlecht- 
wettergeld zur Hälfte anzurechnen, soweit es 
nach Abzug von Werbungskosten den Betrag 
von 2,40 Deutsche Mark für den Ausfalltag über- 
steigt. Dies gilt nicht für Einkommen aus einer 
Beschäftigung nach § 143 e Abs. 3. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bestimmt durch Rechtsverordnung unter 
Berücksichtigung der Familienverhältnisse den 
Personenkreis der einzelnen Leistungsgruppen. 
Er kann die Zuordnung zu einer Leistungsgruppe 
unter Verwendung von Lohnsteuerklassen nach 
den steuerlichen Vorschriften vornehmen." 
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4. § 143 i wird gestrichen. 

5. § 150 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „9" durch 
die Zahl „12", die Zahl „30" durch die Zahl 
„40" und die Zahl „36" durch die Zahl „48" 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „30" durch 
die Zahl „40", die Zahl „36" durch die Zahl 
„48" und die Zahl „15" durch die Zahl „20" 
ersetzt. 

c) In Absatz 1 Satz 4 wird die Zahl „15" durch 
die Zahl „20" ersetzt. 

d) In Absatz 2 Satz 1 wird die Zahl „18" durch 
die Zahl „24" ersetzt. 

e) Als Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Der Bundeminister für Arbeit und 
Sozialordnung kann mit Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß auch andere als 
die in Absatz 4 genannten Einkünfte nicht als 
Einkommen gelten." 

6. In § 209 werden die Worte „§ 143 g Abs. 3" 

ersetzt durch die Worte „§ 143 g Abs. 5"; hinter 

„§ 149 Abs. 6," wird eingefügt „§ 150 Abs. 5,". 

7. In § 216 Nr. 3 werden hinter den Worten 

„§ 143 m" die Worte „Abs. 1" gestrichen. 


Artikel II 

(1) Ist die Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
überwiegend nach einem Arbeitsentgelt aus der Zeit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bemessen 
worden oder zu bemessen, so ist auf Antrag abwei- 
chend von § 148 AVAVG als Bemessungsentgelt das 
Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, das sich ergeben 
würde, wenn dem Arbeitslosen Arbeitsentgelt nach 
den tariflichen Vorschriften gewährt worden wäre, 
die am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes gal- 
ten. Soweit eine tarifliche Regelung fehlt, ist das 
übliche Arbeitsentgelt maßgebend. Ist der Berech- 
nung des Bemessungsentgelts ein für die Beitrags- 
berechnung maßgebliches Arbeitsentgelt zugrunde 
gelegt worden oder zugrunde zu legen, so richtet 
sich die Unterstützung nach dem Arbeitsentgelt, das 
für die Beitragsberechnung am Tage des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes in Betracht gekommen wäre. 

(2) Der Antrag wirkt drei Monate zurück, jedoch 
nicht über den Tag des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes hinaus. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Anlage 

zu § 143 g Abs. 3 (Schlechtwettergeld) 



Das Schlechtwettergeld beträgt 


Das Schlechtwettergeld beträgt 

bei einem Stunden- 



bei einem Stunden- 



lohn 

(§ 143 g 

und einer wöchent- 


lohn (§ 143 g 

und einer wöchent- 


Abs. 1 Satz 2 

liehen Arbeitszeit 

je Ausfall- 
stunde 

Abs. 1 

Satz 2 

liehen Arbeitszeit 

je Ausfall- 
stunde 

Nr. 1 oder Abs. 2) 

(§ 143 g Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2) 

Nr. 1 oder Abs. 2) 

(§ 143 g Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2) 



von nicht mehr als 



bis 

von nicht mehr als 


von bis 

. . . Stunden 


von 

. . . Stunden 



DM 


DM 

DM 


DM 


1 

2 

3 

1 


2 

3 

1,01 

1,10 

60 

—.54 

3,51 

3,60 

49 

1,46 

1.11 

1,20 

60 

—.57 

3,61 

3,70 

48 

1,49 

1,21 

1,30 

60 

— ,60 

3,71 

3,80 

47 oder 46 

1,53 

1,31 

1,40 

60 

— ,65 

3,81 

3,90 

45 

1,56 

1.41 

1,50 

60 

— ,68 

3,91 

4.— 

44 

1,60 

1,51 

1,60 

60 

—.72 

4,01 

4,10 

43 

1,64 

1,61 

1,70 

60 

—.75 

4,11 

4,20 

42 

1,68 

1.71 

1,80 

60 

—.79 

4,21 

4,30 

41 

1,72 

1,81 

1,90 

60 

— ,83 

4,31 

4,40 

40 

1,76 

1,91 

2.— 

60 

— ,88 

4,41 

4,60 

39 

1,80 

2,01 

2,10 

60 

— 92 

4,61 

4,70 

38 

1,85 

2,11 

2,20 

60 

— ,95 

4,71 

4,80 

37 

1,90 

2,21 

2,30 

60 

— ,99 

4,81 

4,90 

36 

1,95 

2,31 

2,40 

60 

1,02 

4,91 

5,10 

35 

2,01 

2,41 

2,50 

60 

1,06 

5,11 

5,20 

34 

2,07 

2,51 

2,60 

60 

1.11 

5,21 

5,40 

33 

2,13 

2,61 

2,70 

60 

1.14 

5,41 

5,60 

32 

2,20 

2,71 

2,80 

60 

1,18 

5,61 

5,80 

31 

2,27 

2,81 

2,90 

60 

1,21 

5,81 

6.- 

30 

2,34 

2,91 

3,— 

59 

1,25 

6,01 

6,20 

29 

2,42 

3,01 

3,10 

58 oder 57 

1,28 

6,21 

6,40 

28 

2,51 

3,11 

3,20 

56 oder 55 

1,32 

6,41 

6,70 

27 

2,60 

3,21 

3,30 

54 oder 53 

1,36 

6,71 

6,90 

26 

2,70 

3,31 

3,40 

52 

1,39 

6,91 

und 

25 

2,81 

3,41 

3,50 

51 oder 50 

1,43 


mehr 




übersteigt die nach § 143 g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 maßgebliche wöchentliche Arbeitszeit die in Spalte 2 der 
Tabelle bei dem Arbeitsentgelt nach § 143 g Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder Abs. 2 (Spalte 1 angegebene wö- 
chentliche Arbeitszeit, so ist als Schlechtwettergeld nicht der für das Arbeitsentgelt vorgesehene Betrag, 
sondern der für die maßgebliche wöchentliche Arbeitszeit vorgesehene höchste Betrag der Tabelle zu 
gewähren. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Hauptziel des Entwurfs eines Fünften Änderungs- 
gesetzes zuiji AVAVG ist, die Vorschriften über die 
Bemessung des Schlechtwettergeldes in Anpassung 
an die bisherigen Erfahrungen neu zu regeln. Auf 
die Notwendigkeit der Neuregelung hatte die Bun- 
desregierung in ihrem Bericht über die Auswirkun- 
gen der Vorschriften zur Förderung der ganzjähri- 
gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft (BT-Druck- 
sache lV/643, BR-Drucksache 294/62) bereits. hinge- 
wiesen. Der Entwurf sieht außerdem einige sonstige 
Änderungen des AVAVG vor; ii. a. soll die Bemes- 
sungsgrundlage der Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe dem veränderten Lohnniveau angepaßt j 
werden. I 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel I Nr. 1 I 

Der Entwurf sieht mit Rücksicht aut die Einkorn- ! 
mensentwicklung vor, daß der Grundbetrag, der bei ; 
der Anrechnung von Einkommen aus einer unselb- ^ 
ständigen oder selbständigen Tätigkeit auf das 
Arbeitslosengeld freizulassen ist, von 9 auf 12 DM 
erhöht wird. 

1 

Zu Artikel I Nr. 2 Buchstabe a 

§ 143 1 Abs. 1 Nr, 1 in der z. Z. geltenden Fassung ! 
gibt nur solchen Arbeitnehmern einen Anspruch auf ; 
Schlechtwettergeld, die in .einer arbeiterrentenver- | 
sicherungspflichtigen Beschäftigung stehen. Hierbei I 
ist übersehen worden, daß es — wenn auch nur in 
geringem Umfang — Arbeitnehmer in Baubetrieben 
gibt, die, weil sie Bauarbeiten im räumlichen und 
betrieblichen Bereich eines Bergwerks verrichten, 
nach § 1 der Verordnung über knappschaftliche 
Arbeiten vom 11. Februar 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 66) der knappschaftlichen Versicherungspflicht 
unterliegen. Es ist sachlich nicht gerechtfertigt, 
solche Arbeitnehmer vom Bezug des Schlechtwetter- 
geldes auszuschließen. 

Zu Artikel I Nr. 2 Buchstabe b 

Daß Schlechtwettergeld für Wochenfeiertage gezahlt 
wird, für die ein Anspruch auf Lohnzahlung besteht, 
erscheint nicht gerechtfertigt. Nach dem neuen Tarif- 
vertrag für das Baugewerbe hat der Arbeitnehmer 
einen Anspruch auf Lohnzahlung auch für solche 
Wochenfeiertage, an denen wegen schlechten Wet- ! 
ters nicht hätte gearbeitet werden können. Diese ! 
Regelung gilt — offenbar im Hinblick auf die der- j 
zeitige Fassung des AVAVG — nicht für Wochen- i 
feiertage, die in die Schlechtwetterzeit fallen. Es ! 
bleibt den Tarifvertragsparteien überlassen, ob sie i 
diese Einschränkung beseitigen wollen. Im übrigen | 
soll mit der neuen Vorschrift eine mißbräuchliche , 


Ausnutzung der Schlechtweitergeldregelung an 
Feiertagen vermieden werden. 

Zu Artikel I Nr. 3 

Der Entwurf hält daran fest, daß das Schlechtwetter- 
gold je Ausfalltag gewährt wird. Ausgangspunkt für 
die Bemessung des Schlechtwetlergeldes soll jedoch 
künftig nicht mehr der in der Vergangenheit erzielte 
Durchschnittsstundenlohn, sondern der Lohn sein, der 
am Ausfalltage in der Stunde erzielt worden wäre, 
wobei auch regelmäßige Leistungszulagen zu be- 
rücksichtigen sind. Die Errechnung eines Durch- 
schnittsstundenlohnes erfordert nach den Erfahrun- 
gen einen Arbeitsaufwand, der vermieden werden 
sollte. Als zweiter Bemessungsfaktor wird die Zahl 
der Arbeitsstunden zugrunde gelegt, die an Aus- 
falltagen tatsächlich ausgefallen sind. 

Erhält der Arbeitnehmer keinen Stunden-, sondern 
Leistungslohn, so soll sich das Schlechtwettergeld 
nach dem auf die Stunde uingerechneton Leistungs- 
lohn berechnen, der vor Beginn des ersten Arbeits- 
ausfalls in der Schlechtwetterzeit zuletzt erzielt 
worden ist. Die nach geltendem Recht häufig wie- 
derholt erforderliche Ermittlung von Durchschnitts- 
stundenlöhnen für jeden neuen Schlechtwetterzeit- 
raum, die von der Praxis verschiedentlich kritisiert 
worden ist, kann damit entfallen. Änderungen der 
Akkorde, die nach dem Ende des maßgebenden 
Lohnabrechnungszeitraumes eingetreton sind, sollen 
berücksichtigt werden. 

Die Flöhe des Schlechtwettergeldes ergibt sich aus 
der dem Entwurf beigefügten Anlage. In dieser 
Tabelle sind Stundenlöhne, die nicht weit ausein- 
ander liegen (z. B. von 1 bis 1,10, 1,11 bis 1,20, 1,21 
bis 1,30 DM), jeweils zu einer „Bemessungseinheit" 
zusammengefaßt. Die Tabelle ähnelt damit in ihrem 
Aufbau der Tabelle des Arbeitslosengeldes (§ 90 
Abs. 10 Satz 1 AVAVG). 

Das Schlechtwettergeld wurde jeweils auf den Mit- 
telwert einer „Bemessungseinheit" berechnet, und 
zwar auf die Werte von 6, 16, 26, 36 usw. Pfennig. 
Es wird grundsätzlich in Höhe des Arbeitslosen- 
geldes gewährt. 

Nach der Regelung des Satzes 2 des Absatzes 3 
sollen die Erhöhungsbeträge zum Grundbetrag je 
Ausfallstunde berechnet und für die Zahl der tat- 
sächlich ausgefallenen Arbeitsstunden am Ausfall- 
tage gewährt werden. 

An dem Grundsatz, daß die Bemessungshöchst- 
grenze, die nach § 90 Abs. 9 für die Berechnung des 
Arbeitslosengeldes gilt, auch bei dem Schlechtwet- 
tergeld angewendet werden soll ■ — vgl. die bisherige 
Fassung von § 143 g Abs. 2 — wird festgehalten. 
Dieses Ergebnis wird durch die Schlußklausel der 
Tabelle zu § 143 g Abs. 3 erzielt. 
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Die vorgeschlagene Neuregelung hat den Vorteil, 
daß das Schlechtwettergeld 

a) bei Arbeitnehmern der Leistungsgruppe I künftig 
nur mit einer einzigen Rechenoperation (Schlecht- 
wettergeld je Ausfallstunde vervielfacht mit der 
Zahl der tatsächlichen Ausfallstunden) und 

b) bei Arbeitnehmern der Leistungsgruppen II bis IV 
mit nur zwei Rechenoperationen (Grundbetrag 
des Schlechtwcttergeldes nach Buchstabe a zu- 
züglich Erhöhungsbetrag je Ausfallstunde ver- 
vielfacht mit der Zahl der tatsächlichen Ausfall- 
stunden) 

ermittelt werden kann. Auch diese Rechenopera- 
tionen können durch die Benutzung von Hilfsablese- 
tabellen vermieden werden. Die Berechnung des 
Schlechtwettcrgeldes und die Gestaltung der Ab- 
rechnungslisten wird damit gegenüber dem der- 
zeitigen Rechtszustand wesentlich vereinfacht. 

Nebeneinkommen, das ein Bezieher von Schlecht- 
wettergeld am Ausfalltage erzielt oder für den Aus- 
falltag zu beanspruchen hat, soll künftig nach den- 
selben Grundsätzen angerechnet werden wie bei 
Beziehern von Arbeitslosengeld (vgl. § 95 AVAVG). 
Von dieser Regelung muß jedoch das Arbeitsein- 
kommen ausgenommen werden, das der Bauarbeiter 
durch einen Arbeitsversuch im Sinne von § 143 e 
Abs. 3 AVAVG erzielt, weil es bereits nach § 143 g 
Abs. 1 berücksichtigt wird. 

Absatz 5 folgt im Wortlaut dem bisherigen § 143 g 
Abs. 3. 


Zu Artikel I Nr. 4 

§ 143 i ist mit der Neufassung des § 182 RVO durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes zur Verbesserung der wirtschaftlichen Siche- 
rung der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 12. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 913) gegenstandslos ge- 
worden und kann daher aufgehoben werden. 

Zu Artikel I Nr. 5 Buchstaben a bis d 

Bei der Bedürftigkeitsprüfung in der Arbeitslosen- 
hilfe sind unter den gesetzlich näher geregelten 
Voraussetzungen die Einkünfte des Arbeitslosen, 
seines Ehegatten und seiner Verwandten in gerader 
Linie zu berücksichtigen, soweit diese Einkünfte die 
in § 150 Abs. 1 und 2 AVAVG vorgesehenen Frei- 
beträge übersteigen. Artikel I Nr. 5 Buchstaben a 
bis d des Entwurfs paßt diese seit dem 1. April 1956 
in unveränderter Höhe geltenden Freibeträge den 
veränderten Einkommensverhältnissen an. Damit 
entspricht der Entwurf zugleich dem Beschluß des 
Ausschusses für Arbeit des Deutschen Bundestages 
in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1962. Im An- 
schluß an die Beratung des Berichts der Bundes- 
regierung über die Prüfung der Anrechnungsbestim- 
mungen in den verschiedenen Zweigen des sozialen 
Leistungsrechts — Drucksache IV/446 — hat der Aus- 
schuß für Arbeit die Bundesregierung gebeten, dem 
Bundestag eine Novelle zum AVAVG über die An- 
hebung der Freibeträge vorzulegen. 


Zu Artikel I Nr. 5 Buchstabe e 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die erschöp- 
fende Aufzählung der Einkünfte, die nicht als Ein- 
kommen im Sinne der Bedürftigkeitsprüfung gelten, 
in § 150 Abs. 4 AVAVG den Grundgedanken des 
Gesetzes und den Bedürfnissen der Praxis nicht im- 
mer genügt. In bestimmten Fällen ist die Berücksich- 
tigung sonstiger Einkünfte bei der Bedürftigkeits- 
prüfung eine unbillige Härte. So führt z. B. die 
Berücksichtigung einmaliger Einkünfte vielfach zu 
unbilligen Ergebnissen oder verursacht Verwal- 
tungsarbeit, die in keinem Verhältnis zu den cin- 
gesparten Unterstützungsmitteln steht. Die vor- 
geschlagene Ergänzung des § 150 AVAVG ist daher 
zweckmäßig. Sie ermöglicht es auch, die Rechtsvor- 
schriften den wechselnden Bedürfnissen der Praxis 
beschleunigt anzupassen. Eine entsprechende, jedoch 
weitergehende Regelung enthält § 33 Abs. 5 des 
Bundesversorgungsgesetzes (BVG), zu dem die Ver- 
ordnung zur Durchführung des § 33 BVG vom 
1. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 19) erlassen 
worden ist. 

Zu Artikel I Nr. 6 ^ 

Die Änderung paßt die Fassung des § 209 dem ver- 
änderten Wortlaut des § 143 g an. Außerdem wird 
die Aufzählung des § 209 Abs. 1 um die neue Vor- 
schrift des § 150 Abs. 5 erweitert (vgl. Artikel I 
Nr. 5 Buchstabe e des Entwurfs). 

Zu Artikel I Nr. 7 

Die Vorschrift paßt den § 216 Nr. 3 an die ver- 
änderte Fassung des § 143 m an. 

Zu Artikel II 

Ebenso wie das Arbeitslosengeld ist auch die Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe lohnbezogen. Sie 
wird nach dem vor Beginn der Arbeitslosigkeit er- 
zielten Arbeitsentgelt bemessen, in besonderen 
Fällen nach dem erzielbaren Entgelt. Den Leistungen 
der Arbeitslosenhilfe liegt daher bei Beginn des 
Leistungsfalles in aller Regel ein Lohnniveau zu- 
grunde, das den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
spricht. Lohnerhöhungen, die nach der Bemessung 
der Unterstützung vereinbart werden, haben jedoch 
auf die Höhe der Unterstützung keinen Einfluß 
mehr. Um die darin für langfristig Arbeitslose 
liegende Härte zu beseitigen, sieht der Gesetz- 
entwurf in Anlehnung an entsprechende gesetzliche 
Maßnahmen in den Jahren 1951, 1953, 1956 und 1959 
vor, daß die Bemessungsgrundlage dem gestiegenen 
Lohnniveau angepaßt wird. 

Zu Artikel III 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel IV 

Das Fünfte Änderungsgesetz zum AVAVG muß so 
rechtzeitig in Kraft treten, daß es mit dem Beginn 
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der Schlechtwetterzeit des Winters 1963/64 ange- 
wandt werden kann. 


C. Kosten 

Die Änderungen und Ergänzungen des Rechts der 
Arbeitslosenhilfe, die der Entwurf vorsieht, werden 
voraussichtlich zu Mehrkosten von rd. 4,5 Mio DM 
jährlich führen. Davon entfallen rd. 2 Mio DM auf 
die Änderungen der §§ 95 und 150 AVÄVG und 
rd. 2,5 Mio DM auf die Anpassung der Unter- 
stützung an das veränderte Lohnniveau nach Ar- 
tikel II des Entwurfs. Bei den Mehrkosten nach 
Artikel II ist zu berücksichtigen, daß sich Änderun- 
gen im Lohnniveau ohnehin nach einer gewissen 
Zeit auf Grund von Zwischenbeschäftigungen auf 
die Höhe der Unterstützung auswirken und damit 
zu einer Steigerung der Aufwendungen führen; 
diese entsteht nach dem Entwurf lediglich einige 
Zeit früher. Eine Änderung des Haushaltsansatzes 
für das Rechnungsjahr 1963 ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte 

sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 


Begründung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung ist mit Zustimmung des Bun- 
desrates erlassen worden. Die Änderung eines 
mit Zustimmung des Bundesrates erlassenen Ge- 
setzes bedarf nach der vom Bundesrat ständig 
vertretenen Auffassung ebenfalls seiner Zustim- 
mung. 


2. Artikel I Nr. 2 Buchstabe b 

ist zu streichen. 


Begründung 

Die Begründung der Bundesregierung berücksich- 
tigt nicht, daß die Arbeitnehmer für die in den 
Schlechtwetterzeitraum fallenden Wochenfeier- 
tage erhebliche Lohneinbußen hinnehmen müs- 
sen, für die bisher die Bundesanstalt Schlecht- 
wettergeld zahlte, wenn die Lohnzahlungspflicht 
der A^rbeitgeber wegen des schlechten Wetters 
fortfiel. Auch kann den Tarifvertragsparteien 
nicht zugemutet werden, ihren Tarifvertrag zu 
ändern, solange die Bundesregierung nicht nach- 
gewiesen hat, daß die Schlechtwettergeldrege- 
lung an Feiertagen tatsächlich mißbräuchlich aus- 
genutzt worden ist (s. Begründung des Gesetz- 
entwurfs zu Artikel I Nr. 2 Buchstabe b). Jede 
Änderung des gegenwärtig geltenden Tarifver- 
trages aber würde nach herrschender Auffassung 
die gerade erst ausgesprochene Allgemeinver- 
bindlichkeit hinfällig werden lassen. 


3. Artikel I Nr. 4 

ist wie folgt zu fassen: 

,4. § 143 i erhält folgende Fassung: 

„§ 143 i 

(1) In der Krankenversicherung bleibt die 
Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger für 
die Dauer des Bezugs von Schlechtwettergeld 
erhalten. 

(2) Die Bundesanstalt trägt die Kranken- 
versicherungsbeiträge für die Ausfalltage 
(§ 143 f Abs. 2) der in Absatz 1 genannten 
Versicherten. Die Beiträge bemessen sich 
nach dem Beitragssatz der Krankenkasse für 
Versicherte mit sofortigem Anspruch auf 
Barleistungen und dem 1, Stachen Betrag des 
Schlechtwettergeldes, auf das der Versicherte 
nach § 143 g Anspruch hat." ' 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene ersatzlose Strei- 
chung des § 143 i AVAVG ist insoweit gerecht- 
fertigt, als nach geltendem Recht § 182 RVO die 
Materie regelt. Die ersatzlose Streichung hätte 
jedoch zur Folge, daß die Elfte Durchführungs- 
verordnung ziim AVAVG (Verordnung zu § 143 i 
AVAVG) vom 15. Juni 1960 (BGBl. I S, 338) in- 
folge Wegfalls der materiellen Anspruchsgrund- 
lage gegenstandslos würde. Dies würde dazu 
führen, daß den Krankenkassen eine Entschädi- 
gung für die Durchführung der Krankenversiche- 
rung der Schlechtwettergeldempfänger seitens 
der Bundesanstalt nicht mehr gewährt werden 
könnte. Dieses Ergebnis erscheint unbillig. Durch 
die vorgeschlagene Neufassung des § 143 i wird 
die materielle Anspruchsgrundlage für die Fort- 
setzung der Entschädigung für den den Kranken- 
kassen entstehenden Mehraufwand an Barlei- 
stungen seitens der Bundesanstalt geschaffen und 
gleichzeitig der Status der Versicherten geregelt. 
Die Beitragsberechnungsbasis des l,8fachen Be- 
trages des Schlechtwettergeldes ergibt sich, wenn 
davon ausgegangen wird, daß das Schlechtwet- 
tergeld nach § 143 g in der Fassung des Entwurfs 
im Durchschnitt etwa 55 v. H. des beitragspflich- 
tigen Normallohnes beträgt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Änderung eines Zustimmungsgesetzes ist nur 
dann zustimmimgsbedürftig, wenn das Änderungs- 
gesetz entweder selbst zustimmungsbedürftige Vor- 
schriften enthält oder die Änderung sich gerade auf 
solche Vorschriften des zu ändernden Gesetzes be- 
zieht, die s. Z. die Zustimmungsbedürftigkeit dieses 
Gesetzes begründet haben oder wenigstens mit zu- 
stimmungsbedürftigen Vorschriften dieses Gesetzes 
in einem untrennbaren Zusammenhang stehen. Dies 
ist bei den Vorschriften des vorliegenden Entwurfs 
nicht der Fall. Die Bundesregierung hält daher das 
Gesetz nicht für zustimmimgsbedürftig. 

Zu Nr. 2 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 143 f Äbs. 3 Satz 1 ÄVÄVG in der z. Z. geltenden 
Fassung schließt einen Änspruch auf Schlechtwetter- 
geld für solche Wochenfeiertage aus, für die Lohn- 
zahlungspflicht besteht. Nach § 1 des Gesetzes zur 
Regelung der Lohnzahlung an Feiertagen vom 
2. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 479) besteht 
eine Lohnzahlungspflicht nur für die Arbeitszeit, 
die infolge eines gesetzlichen Feiertages ausfällt. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG 8,80) hatte auf der Grundlage des früheren 
Rahmentarifvertrages für das Baugewerbe der Ar- 
beitnehmer den Anspruch auf Feiertagsbezahlung 
nur dann, wenn der Feiertag dio alleinige Ursache 
für den Arheitsausfall war. Hätte an dem Wochen- 
tag, auf den der gesetzliche Feiertag fällt, infolge 
schlechten Wetters ohnehin nicht gearbeitet werden 
können, so bestand nach dieser Rechtsprechung da- 
mit keine Lohnzahlungspflicht. Durch Tarifvertrag 
vom 10. August 1962 haben jedoch die Tarifver- 
tragsparteien des Baugewerbes neuerdings eine für 
die Arbeitnehmer günstigere Regelung getroffen. 
Danach wird an Wochenfeiertagen grundsätzlich das 
Arbeitsentgelt auch dann gezahlt, wenn infolge 
schlechten Wetters nicht hatte gearbeitet werden 
können. Eine Ausnahme gilt nur für Wochenfeier- 
tage, die in die Schlechtwetterzeit (1. November bis 
31. März) fallen; an ihnen soll wie bisher die Lohn- 
zahlungspflicht entfallen, wenn wegen schlechten 
Wetters an dem betreffenden Wochenfeiertag nicht 
hätte gearbeitet werden könnnen. Diese Regelung 
ist offenbar im Hinblick auf die derzeitige Fassung 
des AVAVG getroffen worden. Sie wirkt sich zum 
Nachteil der Versichertengemeinschaft der Arbeits- 
losenversicherung aus. Den übrigen Wirtschafts- 
zweigen, die durch die besonderen Risiken des Bau- 
gewerbes erheblich belastet werden, sollte nicht zu- 
gemutet werden, durch das Schlechtwettergeld auch 
den Arbeitsausfall an Wochenfeiertagen abzugelten. 


Zu dem Hinweis des Bundesrates auf die Beendi- 
gung der Allgemeinverbindlichkeit des die Lohn- 
fortzahlungsbestimmung enthaltenden Tarifvertrages 
wird bemerkt, daß bei einer Änderung dieses Tarif- 
vertrages die Möglichkeit besteht, ihn in der Fas- 
sung des Änderungstarifvertrages für allgemeinver- 
bindlich zu erklären, ohne daß zwischen Beendigung 
der Allgemeinverbindlichkeit und Beginn der neuen 
Allgemeinverbindlidikeit zeitlich eine Lücke ent- 
steht. Die Bundesregierung hält deshalb an ihrer 
Auffassung fest, daß § 143 f Abs. 3 Satz 1 AVAVG 
— wie im Gesetzentwurf vorgesehen — geändert 
werden sollte. 

Zu Nr. 3 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung des 
§ 143 i AVAVG könnte allenfalls zugestimmt wer- 
den, wenn 

a) der Absatz 2 folgende Fassung erhält: 

„(2) Die Krankenkassen erhalten von der 
Bundesanstalt zur Abgeltung ihrer Aufwendun- 
gen einen Pauschbetrag, dessen Höhe der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung durch 
Rechtsverordnung festsetzt.“, 

b) folgender Artikel II a eingefügt wird: 

„Artikel II a 

Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
nach § 143 i Abs. 2 AVAVG bleibt die Elfte Ver- 
ordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung (Verordnung zu § 143 i AVAVG) vom 
15. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 338) in Kraft." 

Die Bundesregierung ist bei der Vorlage des Ge- 
setzentwurfs davon ausgegangen, daß die Elfte 
Durchführungsverordnung zum AVAVG vom 
15. Juni 1960 auch nach Aufhebung des § 143 i 
AVAVG weiterhin in Kraft bleibt. Um den Beden- 
ken des Bundesrates bezüglich der Weitergeltung 
dieser Verordnung Redmung zu tragen, könnte die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung des § 143 i 
Abs. 1 AVAVG übernommen werden. Gegen den vor- 
geschlagenen Absatz 2 bestehen jedoch Bedenken. 
Der Entwurf eines Krankenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes, der dem Bundestag zur Beratung vor- 
liegt, sieht u. a. eine Neuregelung der Krankenver- 
sicherung für Bezieher von Schlechtwettergeld vor. 
Dieser Regelung sollte nicht vorgegriffen werden, 
wie dies durch die vom Bundesrat empfohlene Fas- 
sung des § 143 i Abs, 2 AVAVG geschieht. Für die 
Übergangszeit würde den Interessen der Kranken- 
kassen durch den oben vorgeschlagenen Artikel II a 
genügend Rechnung getragen. 
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